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Liebe Bonnerinnen und Bonner,
jetzt also die Rheinaue: Verwaltung und 

Ratsmehrheit wollen nun hier ein neues 

Festspielhaus bauen. Die Linksfraktion 

lehnt das ab. Selbst wenn Dritte den Bau 

zahlen, bleiben die millionenschweren Be-

triebs- und Unterhaltungskosten. Die 

kann sich Bonn nicht leisten! Der 

Vorgang zeigt auch die politi-

schen Prioritäten: Denn parallel 

zum Festspielhaus setzt die 

schwarzgrüne Ratsmehrheit 

drastische Kürzungen im sozia-

len und kulturellen Bereich durch. 

Gerade in der Rheinaue wird das 

deutlich. Dort wo das Festspielhaus ge-

baut werden soll, wurde jüngst das legen-

däre Festival R(h)einkultur beerdigt. Rund 

200.000 vornehmlich junge BesucherInnen 

lockte dieses Großereignis jährlich nach 

Bonn. Die Organisatoren begründeten das 

Ende auch mit fehlender Unterstützung 

durch die Stadt. Wir meinen: Bonn ist 

Beethovenstadt,  aber auch viel mehr! Die 

freie Kulturszene, die vielen z.T. kleinen 

Theater und Veranstaltungen wie die 

Stummfilmtage und R(h)einkultur prägen 

Bonn als Stadt der kulturellen Vielfalt.  Aber 

dieser Facettenreichtum droht zukünftig 

den Betriebskosten für den Festspielhaus-

Diamanten zum Opfer zu fallen. Die 

Linksfraktion macht da nicht mit. 

In dieser Ausgabe der LINKS-

rheinischen finden Sie hierzu 

nähere Informationen und 

natürlich einiges mehr. Ich 

lade Sie herzlich ein, sich auf 

den folgenden Seiten ein Bild 

von der Arbeit der Linksfraktion im 

Bonner Rat sowie unseren Positionen zu 

den wichtigen städtischen Themen zu ma-

chen. Ich wünsche viel Spaß bei der 

Durchsicht und ein gutes Jahr 2012.

Herzliche Grüße, 

Ihr

(Fraktionsvorsitzender)

LINKE 
Alternativen 

für Bonn!

LINKS-rheinische
Zeitung der Fraktion DIE LINKE. im Rat der Stadt Bonn
www.linksfraktion-bonn.de
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Abo gefällig?

Die LINKS-rheinische er-
scheint zweimal im Jahr und 
kann kostenfrei abonniert wer-
den. Über Ihr Interesse freuen 
wir uns: linksfraktion@bonn.de 
oder 0228/774081

DIE LINKE auf der Bonner Demonstration gegen den Krieg anlässlich der Afghanistan-Konferenz am 3./4. Dezember
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von Holger Schmidt,  verkehrspoliti-

scher Sprecher der Linksfraktion

Rund 18 Euro haben Hartz-IV-Empfän-

ger-Innen monatlich für Bus und Bahn 

zur Verfügung, das jedenfalls ist der Re-

gelsatz für Erwachsene. Eigentlich klar, 

dass ein Monatsticket für den Nahver-

kehr nicht teurer sein dürfte. Genau des-

halb fordert DIE LINKE die landesweite 

Einführung eines Sozialtickets zum Preis 

von 15 Euro. Die rot-grüne Landesregie-

rung hat nun zwar Geld für ein Ticket 

gleichen Namens bereitgestellt, jedoch 

so wenig, dass der Preis in den Ver-

kehrsverbünden bei ca. 30 

Euro liegen wird – der Na-

me „Sozialticket“ bleibt 

also Etikettenschwindel, 

da viele es sich gar 

nicht leisten können.

In Bonn droht Men-

schen mit wenig Geld so-

gar eine deutliche Verteuerung 

ihrer Fahrscheine. Denn mit der Einfüh-

rung dieses „Sozialtickets“ auf der Ebe-

ne des VRS  werden die Ermäßigungen 

über den Bonn-Ausweis wohl ganz oder 

teilweise entfallen. Bislang  bekommt 

man mit Bonn-Ausweis auf (fast) alle 

Tickets im Stadtgebiet eine 50-prozenti-

ge Ermäßigung, auch auf Streifen-, Wo-

chen- oder Kinderkarten. Im günstigsten 

Fall einer 9-Uhr-Monatskarte im Abo 

werden so derzeit 24 Euro fällig. Die 

Kosten trägt die Stadt Bonn, die den 

Stadtwerken dafür im Jahr gut 2 Mio. 

Euro überweist. Diese Ausgaben für ei-

nen sozialen Nahverkehr sind der 

schwarz-grünen Mehrheit in Bonn und 

Teilen der Stadtverwaltung schon länger 

ein Dorn im Auge.

Gemäß VRS-Vorschlag wird das ermä-

ßigte Monatsticket zukünftig  33,20 € kos-

ten. Die Viererkarte 5,40 € und eigenstän-

dige Kinderermäßigungen entfallen 

vollständig. Zudem wird der Berechtig-

tenkreis eingeschränkt:  Denn bisher wer-

den in Bonn nicht nur Menschen mit An-

spruch auf Sozialleistungen, sondern 

auch diejenigen mit Wohngeld und gerin-

gem Einkommen berücksichtigt. 

Konkret bedeutet dies, dass 

mindestens 4.000 Personen 

weniger als bisher in den Ge-

nuss eines ermäßigten Tickets 

kommen. Außerdem wären in 

Bonn etwa 11.000 Kinder und 

Jugendliche betroffen,  die eben-

falls Vergünstigungen erhalten.

Während selbst dieses „Sozialticket“ in 

anderen Kommunen noch eine Verbesse-

rung der Mobilität für Menschen mit ge-

ringem Einkommen bedeuten kann, ist 

das in Bonn nur dann der Fall,  wenn der 

bisherige Leistungsumfang  gewahrt 

bleibt. Erhalt des Bonn-Ausweises und 

erschwinglicher Nahverkehr für jede/n – 

das sind die Ziele der LINKEN. Die neuen 

Landesmittel müssen deshalb für weitere 

(Tarif-)Schritte zu einem wahren Sozialti-

cket genutzt werden.

Links wirkt! Mobilität für alle!
‣ Steuer gegen Armut

Der Bonner Rat ruft zur Einführung einer 

Finanztransaktionssteuer auf. So sollen 

Spekulationen begrenzt und die Armut in 

der Welt bekämpft werden. Das gilt gerade 

in Zeiten der Finanzkrise!

‣ Mehr Transparenz beim Sponsoring

Nicht nur im Bildungsbereich gibt es priva-

tes Sponsoring. Schulen etc. müssen aber 

von privatwirtschaftlichen Interessen unab-

hängig sein. Wir haben die Veröffentlichung 

des städtischen Sponsoringberichtes 

durchgesetzt und wollen kommunale 

Selbstverwaltung statt Geschenkeverwal-

tung!

‣Mitbestimmung

Gegen die Beschäftigten geht’s nicht! Der 

Personalrat muss bei strategischen Ent-

scheidungen beteiligt werden. Dafür hat 

sich die Linksfraktion bei der Planung zur 

Ausgründung eines Amtes erfolgreich ein-

gesetzt!

‣ Vielfalt

Leben und Liebe sind bunt – und das ist 

auch gut so! Aber viele homosexuelle Ju-

gendliche sind noch immer Diskriminierung 

ausgesetzt. Ein Jugendprojekt fehlt schon 

lange. Auf Initiative der Linksfraktion 

kommt jetzt Bewegung in die Sache!

‣ Spielplätze für die Kleinen

Die Mittel für Spielplätze in Bad Godesberg 

werden nicht um 5.000 € gekürzt. Gut so, 

denn Kürzen bei den Kurzen ist falsch!

‣ Gesund und lecker

Die Stadt Bonn beteiligt sich am Veggiday. 

Donnerstags gibt’s zukünftig leckere vege-

tarische Alternativen aus regionalem und 

ökologischem Anbau. Es muss nicht immer 

Fleisch sein! Das ist gut für Klima-, Ge-

sundheits- und Tierschutz!

‣ Internationale Solidarität

Viele tausend Menschen sind im nordafri-

kanischen Flüchtlingslager Choucha ge-

strandet. Die Bedingungen sind katastro-

phal. Der Rat hat auf Initiative der Links-

fraktion die Bundesregierung aufgefordert, 

für Hilfe zu sorgen.

Das VRS-

Sozialticket: ein 

vergiftetes 

Geschenk?

http://www.linksfraktion-bonn.de
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von Jürgen Repschläger, Stadtverordne-

ter und kulturpolitischer Sprecher der 

Linksfraktion

Sie können es nicht lassen. Die weitestge-

hend im Bonner Großbürgertum beheimate-

ten Festspielhausfreunde lassen nicht locker. 

Nachdem sie einsehen mussten, dass der 

Widerstand gegen den Abriss der Beetho-

venhalle zu stark ist und eine Aufgabe der 

Oper mit den Bonnerinnen und Bonnern 

auch nicht zu machen ist, soll das Festspiel-

haus nun in der Rheinaue gebaut werden. 

Eine der fatalsten Folgen dieses Vorhabens 

wäre, dass die Stadt dann eine weitere kul-

turelle Spielstätte zu unterhalten hätte. Dabei 

schafft die Stadt es schon heute nicht, ihre 

Infrastruktur instand zu halten.

Aber der Reihe nach: Für die Oktober-

Ratssitzung hatte die Linksfraktion in einem 

Antrag  das Ende des Festspielhausprojektes 

gefordert. Stattdessen soll die Beethovenhalle 

saniert, sowie architektonisch und akustisch 

optimiert werden. Als Reaktion darauf forder-

ten alle anderen Ratsfraktionen in einem ge-

meinsamen Alternativantrag die Verwaltung 

auf, bis zur Novembersitzung die Rahmenbe-

dingungen für ein Festspielhaus zu ermitteln. 

Erst dann wolle man entscheiden.

Die Beschlussvorlage der Verwaltung war 

ein Paukenschlag. Zwar wurden keine der 

vom Rat der Stadt Bonn gestellten Fragen 

beantwortet, aber die Verwaltungsspitze 

präsentierte einen neuen Plan. Das Fest-

spielhaus soll in die Rheinaue. Im Schatten 

von WCCB, des UNO-Hochhauses und des 

Posttowers soll mit dem Festspielhaus ein 

neues großstädtisches Zentrum entstehen. 

Vor allem SPD, FDP und Festspielhaus-

freunde jubelten. Endlich bekennen sich 

Oberbürgermeister und Verwaltung  zum 

Festspielhaus.

Einen bzw. mehrere Haken hat die Sache 

allerdings. Das Geld für den Bau ist nicht da. 

Die Sponsoren fehlen, das Kulturkonzept ist 

noch nicht fertig,  Fragen der Finanzierung 

von Umfeld, Einrichtung und Ausstattung 

sind nicht geklärt und, und, und…

Aber all dies will man bis zum 30.06.2012 

klären.  Der Oberbürgermeister appelliert an 

die Wirtschaft und an die Bonner Bevölke-

rung, sich finanziell an dem Vorhaben zu 

beteiligen. 

Im Kommunalwahlkampf hatte OB 

Nimptsch noch gesagt: „Ich kann mir nicht 

vorstellen, dass ich als Oberbürgermeister 

ein Festspielhaus einweihe, so lange nicht 

sicher gestellt ist,  dass jedes Kind in dieser 

Stadt ein warmes Mittagessen hat.“ Die 

Prioritäten scheinen sich verschoben zu 

haben. Nicht für die Linksfraktion. Wir blei-

ben dabei: Kein Festspielhaus, dessen lau-

fende Kosten in Zukunft zu weiterem Sozial- 

und Kulturabbau führen.

‣ Kommunale Spitzengehälter deckeln!

Die Linksfraktion hat für Transparenz der  

Bezüge der Sparkassenvorstände gesorgt. 

Jetzt wollen wir weiter gehen und die Spit-

zenbezüge im kommunalen Raum deckeln. 

Übermäßige Bezüge und Gemeinwohlori-

entierung vertragen sich nicht.

‣ Konsequent sozial!

Müssen Bonn-Ausweis-InhaberInnen bald 

Gebühren für Pässe zahlen? Stadt und 

Land sagen ja, weil die Regelsätze auch 

Cent-Beträge hierfür vorsehen. Ein weiteres 

Beispiel für die absurden Hartz-Gesetze. 

Wir machen uns für eine soziale Regelung 

stark.

‣ Tierschutz fördern!

Im Tierheim Albert Schweitzer wird wichtige 

Arbeit geleistet. Leider fördert die Stadt den 

Tierschutzverein zu wenig. Wir machen uns 

für angemessene Unterstützung und Pla-

nungssicherheit stark!

‣ Uni-Stadt Bonn

Die Universität ist wichtig für Bonn. Aber in 

der Kommunalpolitik spielt sie kaum eine 

Rolle. Deshalb braucht Bonn einen Beirat, in 

dem der Dialog insbesondere mit Studie-

renden und Beschäftigten zu Fragen der 

Stadtentwicklung geführt werden kann.

‣ Fairer Umgang mit Bädervereinen!

Die Stadt will den Fördervereinen sogar 

ganze Freibäder übertragen, um selbst 

nicht mehr für die Kosten in der Pflicht zu 

stehen. Aber das überfordert ehrenamtli-

ches Engagement. Kooperation ja, aber zu 

fairen Bedingungen!

‣ Energiewende jetzt!

Die Stadt soll Dächer von kommunalen 

Gebäuden für Bürgersolaranlagen freige-

ben. Denn auch kleine, genossenschaftli-

che Initiativen können hier einen Beitrag zur 

Energiewende leisten!

‣ Fair geht vor!

Geiz-ist-geil schafft Armut in der Welt. Da-

gegen hilft Fairer Handel. Die Linksfraktion 

hat sich an der Fairen Woche der Stadt 

beteiligt und macht sich für gerechte Be-

dingungen in der Wirtschaft stark – lokal 

und international.

Initiativen der 
LinksfraktionGegen Sozial- 

und 
Kulturabbau!

Beethovenhalle statt 
Diamantenfieber

http://www.linksfraktion-bonn.de
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von Hannelore Tölke, stv. Vorsitzende der Linksfraktion im 

Rat und Paul Schäfer, Bonner Bundestagsabgeordneter für 

DIE LINKE

Seit den frühen 80er-Jahren war Bonn immer wieder Schau-

platz von Friedensdemonstrationen.  So auch Anfang Dezem-

ber 2011 anlässlich der Petersberg-II-Konferenz, die sich mit 

der Zukunft Afghanistans beschäftigt hat. DIE LINKE hat sich 

an den vielfältigen Aktionen beteiligt, weil sie die Forderung 

nach einer Beendigung des Krieges am Hindukusch unter-

stützt. Hervorzuheben sind die Friedenskonferenz unter Betei-

ligung von Gästen aus Afghanistan und der US-amerikani-

schen Friedensbewegung und die Mahnwachen am Rheinufer. 

Die Fraktion DIE LINKE im Bonner Stadtrat und der Bonner 

Abgeordnete der LINKEN Paul Schäfer haben sich durch Ge-

spräche vor Ort, mit den Aktiven der Friedensbewegung  und 

der Verwaltung  dafür eingesetzt, dass diese Aktionen während 

der Afghanistan-Konferenz friedlich und ohne Einschränkungen 

des Rechts auf Meinungsfreiheit stattfinden konnten. 

Viele Menschen dieser Stadt, in der ja auch das Bundesmi-

nisterium der Verteidigung seinen Sitz hat, machen sich Sor-

gen, was aus dem künftigen deutschen Engagement in Afgha-

nistan wird. Auch sie sehen den Einsatz der Bundeswehr kri-

tisch. Die zweite, große Afghanistan-Konferenz in Bonn vom 

3.-5. Dezember, 10 Jahre nach der ersten Petersberg-Konfe-

renz 2001, hat wieder vielfältige Diskussionen in der Stadt 

ausgelöst. 

‣ Kann man ein Land aufbauen, während gleichzeitig Krieg 

gegen eine Aufstandsbewegung geführt wird?  Die Jahre 

2009 bis 2011 waren schließlich die blutigsten in der Ge-

schichte dieses Afghanistan-Feldzuges. Fast 5.000 Zivilis-

ten mussten ihr Leben lassen. 

‣ Kann man Verhandlungen mit den Aufständischen das 

Wort reden, während man gleichzeitig systematisch die 

Führer dieses Aufstands tötet? Haben nicht diejenigen 

Recht, die sagen,  Zivilaufbau und Aufstandsbekämpfung 

gehen nicht zusammen? 

‣ Und wie soll damit umgegangen werden, dass über 50 % 

der Afghaninnen und Afghanen in den NATO-Truppen in-

zwischen „Besatzer“ sehen. Spricht das nicht deutlich da-

für, dass der Rückzug der NATO aus dem Land am Hindu-

kusch unverzüglich eingeleitet werden muss? 

Die Suche nach Antworten sollte - unter Einbeziehung der hie-

sigen afghanischen Exilgemeinde - fortgesetzt werden. 

Afghanistan-Konferenz 
in Bonn

Haushalt mit LINKS!

Während schwarzgrün drastisch spart,  zeigt die Linksfrak-

tion: Es geht auch anders! Wir haben Haushaltsvorschläge 

entwickelt,  wonach bei Sozialem, Kultur und Schulsanie-

rungen mehr investiert statt gekürzt werden kann. Verant-

wortbare Sparvorschläge und Einnahmesteigerungen füh-

ren sogar dazu, dass der Haushalt insgesamt um rund 2 

Mio. Euro entlastet würde!

Afghanistan-
Konferenz tagte mit 

90 AußenministerInnen 
in Bonn. Die 

Friedensbewegung 
fordert: Abzug aus 

Afghanistan!

DIE LINKE auf einer Demonstration gegen den Afghanistan-Krieg

http://www.linksfraktion-bonn.de
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von Dr.  Michael Faber, Vorsitzender der 

Linksfraktion im Rat

In Hamburg sammelte eine Volksinitiative 

120.000 Unterschriften für die Rekommu-

nalisierung der Energienetze. Zu Recht, 

denn die Netze gehören zur Daseinsvor-

sorge und in öffentliche Hand. Auch bei 

uns steht zum Jahresende die Entschei-

dung an, wer zukünftig die Energieversor-

gungsnetze in Beuel und Bad Godesberg 

betreibt. 

Aber anders als in Hamburg ist hier eine 

öffentliche Diskussion über diese wichtige 

Weichenstellung ausgeblieben. Nur die 

Linksfraktion hat das Thema offensiv auf-

gegriffen. Wir wollen die Netze vom RWE-

Konzern auf die Stadtwerke übertragen, 

wie es im Stadtbezirk Bonn bereits  der 

Fall ist. Das wäre ein Beitrag, die Macht 

der Monopolstrukturen im Energiebereich 

zu brechen und dezentrale Energiewirt-

schaft in kommunaler Verantwortung  zu 

stärken. Wir haben auch als einzige Rats-

fraktion umfangreiche inhaltliche Kriterien 

für die zukünftige Netzbewirtschaftung 

entwickelt.  Die Neuvergabe muss ein He-

bel sein, um die Weichen in Richtung er-

neuerbare Energien zu stellen. Das heißt 

konkret: Förderung von Elektromobilität, 

Bürgersolaranlagen und die jährliche Re-

duzierung der Durchleitungsverluste im 

Netzbetrieb. Die Chance zum Umsteuern 

muss Bonn jetzt ergreifen!

Die Linksfraktion 
stellt sich vor

Dr. Michael Faber
Fraktionsvorsitzender

Zugegeben: Für viele gibt es Spann-

enderes als die Kommunalpolitik mit 

stundenlangen Sitzungen. Aber an der 

Entwicklung der Stadt in der man lebt 

mitzuwirken, ist für mich tatsächlich 

eine spannende Aufgabe. Ursprünglich 

stamme ich aus Zülpich im Kreis Eus-

kirchen.  Hier gründete ich mit Bekann-

ten die Junge Alternative (JA), die mit 

über 11% in den Rat einzog. Wir woll-

ten uns einmischen in die Dinge unse-

rer Stadt und das will ich bis heute! 

Zum Studium ging es nach Bonn. 

Hier bin ich heimisch geworden. Ich 

lebe seit 11 Jahren in der Nordstadt 

und habe zwischenzeitlich das Jura-

Studium absolviert. Daran schloss sich 

eine Doktorarbeit zu kommunalrechtli-

chen Themen an. Einen politischen 

Schwerpunkt setze ich bei der Finanz-

politik. Denn dem Dogma des angeb-

lich alternativlosen Kahlschlags bei 

Sozialem und Kultur will ich mich nicht 

beugen. Außerdem engagiere ich mich 

als Vorsitzender des Entwicklungshil-

fevereines Nicaragua-Hilfe Bonn. Hier 

wollen wir von Bonn aus einen Beitrag 

für gerechtere Bedingungen in der Welt 

leisten. Mehr Infos finden Sie auch auf 

meiner Homepage, wo ich über Bonn 

und die Welt blogge:

 www.links-rheinisch.de.

Ökologisch umsteuern!

by -5m at flckr

von Michael Aggelidis, Bonner 
Landtagsabgeordneter für DIE LINKE 

Auch auf Landesebene macht sich DIE 

LINKE für öffentliche Stromnetze stark.  

So forderten wir im Landtag, dass die 

RWE-Tochter Amprion in öffentliches Ei-

gentum überführt wird. Stattdessen ver-

kaufte RWE den Übertragungsnetzbetrei-

ber an internationale Finanzinvestoren. 

Viele Jahre hat das Unternehmen seine 

Monopolstellung ausgenutzt und auf Kos-

ten der Stromkunden Extraprofite gene-

riert.  Wir LINKEN haben uns daher auf 

Artikel 27 der Landesverfassung berufen, 

der unmissverständlich fordert, dass 

Großunternehmen, die ihre monopolartige 

Stellung  missbrauchen, in Gemeineigen-

tum zu überführen sind.  Gemeinsam mit 

CDU und FDP lehnte die Landesregierung 

diesen Antrag ab, obwohl in den meisten 

europäischen Ländern die Übertragungs-

netze in öffentlichem Eigentum sind. 

Bonn tut gut daran, hier andere Wege zu 

gehen und die örtlichen Versorgungsnetze 

zu rekommunalisieren. Starke Stadtwerke 

können die Energiewende vor Ort hin zu 

100% Strom aus erneuerbaren Energien 

aktiv unterstützen. DIE LINKE wird sich 

auch zukünftig dafür einsetzen, dass die 

Energieinfrastruktur öffentlich wird und 

bleibt – das gilt für Bonn und NRW.

In Bonn und im Land: Netze gehören in 
öffentliche Hand

Ökologisch 
umsteuern: 

Stromnetze in 
öffentliche 

Hand!

Bild: Linksfraktion Bonn
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von Anatol Koch, Geschäftsführer der Linksfraktion

Die Linksfraktion weist schon lange auf ausbeuterische Verhält-

nisse bei der Reinigung von städtischen Gebäuden wie Schulen 

und Sportstätten durch private Billiganbieter hin.

In einem Bürgerantrag weisen Gebäudereiniger jetzt auf un-

zumutbare Zustände hin und zeigen die düsteren Seiten der 

Reinigungsbranche auf.  Die Antragsteller belegen mit eige-

nen Arbeitszeitdokumentationen, dass die Arbeitszeit-

vorgaben, die zwischen Stadt und privatem Reini-

gungsunternehmen festgelegt wurden, nicht an-

satzweise einzuhalten sind. So schieben die Ge-

bäudereiniger regelmäßig  Überstunden, um die 

Objekte entsprechend der Vorgabe zu reinigen.  Ih-

nen wird dabei aber nur die vorgegebene Arbeitszeit 

bezahlt, nicht die häufig viel längere tatsächliche Arbeits-

zeit. Die Reinigungsfirmen stützen sich auf vertragliche Rege-

lungen mit der Stadt und weigern sich, die Überstunden zu 

bezahlen. Wie hoch die Diskrepanz zwischen diesen vertragli-

chen Vorgaben und der tatsächlichen Arbeitszeit ist, belegen 

Arbeitszeitdokumentationen,  die der Linksfraktion vorliegen. 

Bei Grundreinigungen an fünf Objekten wie Schulen, Kindergär-

ten und einer Sporthalle fielen demnach insgesamt 498 Ar-

beitsstunden an. Davon wurden aber nur vertragliche 162,58 

Stunden bezahlt. Umgerechnet ergibt das einen Stundenlohn 

von 2,79 € brutto.

Die Stadt ist dabei der heimliche Profiteur dieses ausbeuteri-

schen und arbeitnehmerfeindlichen Systems. Denn die pre-

käre Beschäftigungssituation der Reinigungskräfte, die 

sich fast ausschließlich in kurzen, befristeten Ar-

beitsverhältnissen befinden, wird schamlos ausge-

nutzt. Erledigen sie die Reinigung am Objekt nicht 

vollständig, müssen sei mit einer Abmahnung rech-

nen. So werden weiter regelmäßig unbezahlte Ü-

berstunden gemacht. Vor diesem Hintergrund kritisiert 

die Linksfraktion die Vergabepraxis scharf und fordert die 

Rückführung der Gebäudereinigung in städtische Verantwor-

tung, um die Kontrolle der Arbeitsbedingungen und indirekt 

auch die Qualität der Reinigung in den städtischen Gebäuden 

zu verbessern.

2,79 �€ Stundenlohn bei städtischen Aufträgen in der 
Gebäudereinigung?

Die Stadt 
profitiert von 
unbezahlten 

Überstunden in der 
Gebäudereinigung
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Bericht aus der BV 
Bad Godesberg

von Joachim v. Maydell, Vorsitzender 

der Gewerkschaft Erziehung und Wis-

senschaft, Stadtverband Bonn; er ver-

tritt DIE LINKE in der Regionalen Bil-

dungskonferenz Bonn

Am 8.7.2010 beschloss der Rat der Stadt 

einstimmig den fraktionsübergreifenden 

Antrag  „Inklusive Bildung für Bonn“, um 

die UN-Konvention über die Menschen-

rechte Behinderter auch im Bildungswe-

sen der UNO-Stadt umzusetzen. Jetzt 

hält ein Gutachten für die NRW-Regierung 

(erarbeitet von den Professoren K. Klemm 

und U. Preuss-Lausitz)  es für möglich, bis 

2020 85 % der Kinder mit besonderem 

Förderbedarf in den allgemeinen Schulen 

zu unterrichten. Angesichts  einer Aus-

gangszahl von 16,7 % (Schuljahr 2010/11) 

erscheint diese Annahme sehr mutig. 

Bonn hatte mit 26,3  % den Spitzenplatz 

in NRW, dank der intensiven Arbeit einiger 

Grundschulen und des Integrationsklas-

senmodells der Gesamtschule Beuel, auf 

dem auch die Gesamtschulen in Bad Go-

desberg  und im Tannenbusch seit Jahren 

aufbauen.  Auf diesem Modell basiert der 

Erlass „Integrative Lerngruppen an allge-

meinen Schulen der Sekundarstufe I“ des 

Schulministeriums, der regelt:  „In einer 

Integrativen Lerngruppe sollen in der Re-

gel nicht weniger als fünf Schülerinnen 

und Schüler mit sonderpädagogischem 

Förderbedarf gemeinsam mit nicht behin-

derten Schülerinnen und Schülern unter-

richtet werden.“ Dies ist grundlegend für 

inklusiven Unterricht, weil sich der Einsatz 

der Förderlehrkräfte sonst auf zu viele 

Klassen verteilen müsste (deren Stellen 

werden ja nach den gleichen Relationen 

berechnet wie an Förderschulen). Wo, wie 

besonders in den Grundschulen häufig, 

nur einzelne behinderte Kinder in einer 

Klasse oder gar Schule unterrichtet wer-

den sollen, wird dies unvermeidbar. Die 

GEW und DIE LINKE fordern unter ande-

rem deshalb eine deutlich bessere Perso-

nalausstattung als Ausgleich.

Mit gutem Grund hat der Rat in seinem 

Beschluss auch „die Bereitstellung  perso-

neller wie finanzieller Ressourcen durch 

das Land“ eingefordert. Auf diese Einhal-

tung des Konnexitätsprinzips – schließlich 

ist Bildungspolitik Ländersache und der 

Landtag hat ebenfalls  schöne Beschlüsse 

zur Inklusion gefasst – hat DIE LINKE in 

den Beratungen besonders hingewirkt. 

Nicht nur für die überfällige Wahrung der 

Menschenrechte sind diese Aufwendun-

gen erforderlich. Das Geld ist auch wirt-

schaftlich gut angelegt, bessere Bildung 

zahlt sich bekanntlich aus.

Inklusive Bildung braucht gute 
Arbeitsbedingungen

Von Ralf-Jochen Ehresmann, 

Mitglied der Bezirksvertretung 

Bad Godesberg für DIE LINKE

Auch in Bad Godesberg  stehen 

Probleme an,  wie sie der Kapitalis-

mus ständig  hervorbringt: Gesell-

schaftliche – hier: kommunale Armut 

entspricht dem wachsenden Reich-

tum einiger weniger. Städtische Ge-

bäude verfallen bis zum Niedergang. 

Die Sanierung wird dann unbezahl-

bar, so dass man das Heil in Verkauf 

oder Leerstand sucht. Den Mietern 

des Hansahauses ist schon gekün-

digt, doch für die Zukunft fehlt jede 

Perspektive. In unserer Prachtstra-

ße, der kurfürstlichen Zeile, will man 

gar die Hälfte der Häuser verkaufen, 

um mit dem Erlös die andere Hälfte 

zu sanieren. Beliebig  wiederholbar 

ist das nicht, und edelste Bauten 

wie diese bekommt die Stadt nie 

wieder zurück. 

Doch nur was öffentlich ist, ist 

nicht auf die Gnade Privater ange-

wiesen. Dieses Land ist nicht arm – 

es wird künstlich verarmt. Mit der Not 

der Einen korrespondiert der Reich-

tum der Anderen.  DIE LINKE steht 

tapfer dagegen – stärken Sie mit uns 

die Kräfte des Gemeinwohles.

Bild: Linksfraktion Bonn
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von Lina  Franken, Mitarbeiterin 

der Linksfraktion

Bereits seit 2006  gibt es auf Bun-

desebene das Projekt Abgeordne-

tenwatch. de: Die Website ermöglicht 

allen Interessierten einen direkten 

Draht zur Politik.  Hier kann man den 

Abgeordneten Fragen stellen und 

deren Antworten bleiben dauerhaft 

öffentlich, damit sich die PolitikerIn-

nen auch in Zukunft an ihren Ant-

worten messen lassen können. Das 

Projekt hat sich als wichtige Ergän-

zung zu hergebrachten Kommunika-

tionsformen durchgesetzt.

Trotzdem gab es breiten Wider-

stand gegen einen kommunalen 

Ableger für Bonn. Außer der Links-

fraktion verweigerten alle Ratsfrakti-

onen die Unterstützung. Dabei ging 

es nur darum, Daten zur Verfügung 

zu stellen, die im städtischen Onli-

ne-Portal Bo-Ris bereits für alle ein-

sehbar vorhanden sind. Gut, dass 

sich die Betreiber von Abgeordne-

tenwatch vom Zögern der Rats-

mehrheit nicht abschrecken ließen: 

Das Projekt ging trotzdem online 

und wird bereits rege genutzt. 

Abgeordnetenwatch.de lebt von 

Bürgerinteresse: Machen Sie also 

mit und suchen Sie den Dialog mit 

den Stadtverordneten. Die Links-

fraktion freut sich auf Fragen und 

steht Rede und Antwort auf 

www.abgeordnetenwatch.de im 

Menüpunkt Kommunen – Bonn.

Mitmachen: Abgeordnetenwatch 
jetzt auch für Bonn!
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Kontakt
Über Anregungen und Kritik freuen wir 
uns. Rufen Sie an oder schreiben Sie 
an linksfraktion@bonn.de. 

Bilder
Die verwendeten Bilder stammen, so 
nicht anders gekennzeichnet, von 
Susanne Kleinfeld.
Kontakt: susannekleinfeld@gmx.net

Abo gefällig?
Die LINKS-rheinische erscheint 
zweimal jährlich. Gerne können Sie 
die Zeitung kostenlos abonnieren!
Einfach anrufen unter 
0228- 77 - 40 81 oder eine 
E-Mail an linksfraktion@bonn.de

Diese Zeitung ist auf umwelt-
freundlichem Papier gedruckt.

Redaktionsschluss 25.11.2011.

Demokratie 
braucht Beteiligung: 

Mitmachen bei 
Abgeordnetenwatch!

Nichts zu verschenken!

Nur alle paar Jahre kann die Kommune ent-

scheiden, wer im Stadtbild werben darf. Da-

bei geht es um Millionen.  Trotzdem hätte die 

Stadt die Frist fast verstreichen lassen. Erst 

die Initiative der Linksfraktion im Wirt-

schaftsausschuss hat dafür gesorgt, dass die 

Chance auf bessere Konditionen und höhere 

Einnahmen noch genutzt werden kann!

Bild: Ariane Middel at flickr.de
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